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Bundesgesetz über das Verbot der
Gruppierungen Al-Qaïda, Islamischer Staat
(IS) sowie verwandter Organisationen

Äussere Sicherheit

Im November 2014 verabschiedete der Bundesrat den Entwurf eines dringlichen
Bundesgesetzes über das Verbot der Gruppierungen Al-Qaïda, Islamischer Staat (IS)
sowie verwandter Organisationen. Der Entwurf stellte im Wesentlichen die Erhebung
der bisherigen Verordnung der Bundesversammlung bzw. der befristeten
Bundesratsverordnung auf Gesetzesstufe dar und sollte sicherstellen, dass genannte
Organisationen auch nach Ablauf der bis 2014 geltenden Verordnungen verboten
bleiben. Der Bundesrat hatte 2001 in Reaktion auf die Terroranschläge vom 11.
September mit einer Verordnung Al-Qaïda verboten und damit gegen innen und aussen
ein Zeichen setzen wollen. Nachdem die Verordnung dreimal verlängert worden war,
wurde sie auf den 1. Januar 2012 in eine bis am 31. Dezember 2014 begrenzte,
parlamentarische Verordnung überführt. Mit dem befristeten Bundesgesetz sollte nun
das Verbot für weitere vier Jahre gelten. Neben dem Verbot jeglicher Aktivität und
Unterstützung der beiden Organisationen im In- und Ausland unterstellte der Entwurf
zudem Widerhandlungen gegen das Verbot der Bundesgerichtsbarkeit. Angesichts der
im Berichtsjahr politisch angespannten Situation im Nahen Osten wurde das Geschäft
als dringlich eingestuft, keine Vernehmlassung durchgeführt und eine parlamentarische
Behandlung noch für 2014 beantragt. Im Ständerat wie auch im Nationalrat wurde die
Gesetzesvorlage einstimmig und ohne Enthaltung gutgeheissen, auch wenn der Nutzen
der Regelung, welcher der Symbolcharakter eines politischen Statements zugesprochen
wurde, nicht für alle Ratsmitglieder ersichtlich war. Im Rahmen der Task-Force wurde
zudem geprüft, inwiefern ein Ausreiseverbot für potentielle Dschihadisten ein griffiges
Instrument darstellen würde. Die Bedrohung, welche von Dschihad-Reisenden ausgeht,
war nicht zuletzt aufgrund Berichten aus Nachbarstaaten einer der Hauptpunkte in der
öffentlichen Diskussion über die Terrorgruppe Islamischer Staat (IS). Dies nicht zuletzt
weil bekannt wurde, dass der US-Geheimdienst bei der Überwachung von Islamisten in
der Schweiz eine bedeutendere Rolle spielte als bisher angenommen. So waren es die
USA, die den NDB über Anschlagspläne eines irakischen Trios in der Schweiz informiert
hatten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2014
NADJA ACKERMANN

Verlängerung des Bundesgesetzes über das
Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter
Organisationen (BRG 17.070)

Äussere Sicherheit

Das Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer
Staat» sowie verwandter Organisationen war im Dezember 2014 befristet erlassen
worden und verliert daher seine Geltung am 31. Dezember 2018. Um die gesetzlichen
Rahmenbedingungen zur Bekämpfung des Terrorismus in der Schweiz nicht zu
schwächen, soll die Geltungsdauer des Gesetzes um weitere vier Jahre verlängert
werden. Die entsprechende Botschaft wurde vom Bundesrat im November 2017
verabschiedet.

Das am 1. September 2017 in Kraft getretene Nachrichtendienstgesetz (NDG) enthält in
Artikel 74 eine Bestimmung, die den Bundesrat ermächtigt, terroristische
Organisationen per Verfügung zu verbieten. Im Vergleich zum Gesetz über das Verbot
von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen Staat» sieht das NDG jedoch eine tiefere Strafe
und keine Bundesstrafkompetenz vor. Diese Differenzen sollen durch eine Revision von
Art. 74 NDG bereinigt werden. Da diese Revision jedoch zeitlich nicht mehr bis zum 31.
Dezember 2018 vom Parlament beraten und vom Bundesrat per Verfügung in Kraft
gesetzt werden kann, drängt sich die Verlängerung des Gesetzes über das Verbot dieser
Gruppierungen auf. Nach Abschluss der NDG-Revision soll es aufgehoben werden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2017
KARIN FRICK
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In der Frühjahrssession 2018 stimmte der Ständerat einstimmig und ohne Enthaltungen
dem Vorhaben des Bundesrates zu, das Bundesgesetz über das Verbot der
Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer Staat» sowie verwandter
Organisationen um vier Jahre zu verlängern. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2018
KARIN FRICK

Das Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer
Staat» sowie verwandter Organisationen war im Sommer 2018 im Nationalrat ebenso
unbestritten wie zuvor im Erstrat. Einstimmig und ohne Enthaltungen verlängerte der
Nationalrat die Geltung des bestehenden Gesetzes bis zum 31. Dezember 2022. Damit
wird verhindert, dass die Mittel zur Bekämpfung von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen
Staat» vorübergehend geschwächt werden, bis ein neuer Art. 74 NDG mit
gleichwertigen Normen wie im Verbotsgesetz in Kraft treten wird. Die
Schlussabstimmungen fielen ebenfalls in beiden Räten einstimmig aus: Der Nationalrat
nahm das Gesetz mit 196 Stimmen an; der Ständerat stimmte mit 44 Stimmen dafür. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2018
KARIN FRICK

1) AB SR, 2014, S. 1063 ff.; BBI, 2014, S. 8925 ff.; Presse im Oktober; TA, 4.10.14; NZZ, 6.11., 13.11., 15.11., 28.11.14
2) BBl, 2018, S. 87 ff.; Blick, 23.11.17
3) AB SR, 2018, S. 70 f.
4) AB NR, 2018, S. 1191; AB NR, 2018, S. 829 f.; AB SR, 2018, S. 590; NZZ, 7.6.18
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